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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Lücker (München), 
Kriedemann, Mauk, Dr. Elbrächter und Genossen ein- 
gebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Mühlengesetzes 

— Drucksache 70 — 


A. Bericht des Abgeordneten Bading 


Der vorliegende Entwurf bezweckt eine Ände- 
rung und Ergänzung des Gesetzes über die Errich- 
tung, Inbetriebnahme, Verlegung, Erweiterung und 
Finanzierung der Stillegung von Mühlen (Mühlen- 
gesetz) vom 27. Juni 1957 (BGBl. I S. 664), da es 
sich herausgestellt hat, daß das erstrebte Ziel einer 
Bereinigung der Mühlenstruktur sonst nicht erreicht 
werden kann. 

Das Mühlengesetz enthält eine Ermächtigung für 
eine Rechtsverordnung, die Einzelheiten über die 
Höhe des Pauschalbetrages, mit dem die freiwillige 
Stillegung einer Mühle gefördert werden soll, be- 
stimmen soll. Die Vorbereitungen für diese Rechts- 
verordnung nahmen eine erhebliche Zeit in An- 
spruch, so daß sie erst am 5. Dezember 1957 (Bun- 
desanzeiger Nr, 234) verkündet werden konnte. 
Der Termin für die Meldung der Stillegungsabsicht 
lief aber bereits am 31. Dezember 1957 ab, so daß 
den Mühleninhabern nicht genügend Zeit blieb, ihre 
wirtschaftlichen Überlegungen, ob sie ihre Mühle 
freiwillig stillegen sollen, abzuschließen. Da eine 
vorzeitige Bekanntgabe dieser Stillegungsabsicht 
die betreffenden Mühlen im Wettbewerb behindert 
hätte, war es notwendig, sowohl die Frist für die 
Meldung der Stillegungsabsicht als auch die Frist 
für die tatsächliche Stillegung der Mühle zu ver- 
längern. 

Es stellte sich auch heraus, daß die wirtschaftlich 
zweckmäßige Regelung, den Pauschalbetrag für 
Backschrotmühlen in abweichender Form von dem 
Pauschalbetrag für Feinmehlmühlen zu errechnen, 
nicht von den Bestimmungen des Mühlengesetzes 
gedeckt wird. 


Schließlich ließ das Mühlengesetz eine Regelung 
der steuerlichen Behandlung der zu zahlenden 
Pauschalbeträge offen. 

Der Gesetzentwurf wurde am 12. Dezember 1957 
in 1. Lesung ohne Diskussion dem Ausschuß für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten federfüh- 
rend und dem Finanzausschuß zur Mitberatung 
überwiesen. Der Ernährungsausschuß setzte zur ein- 
gehenden Beratung einen Unterausschuß ein, dessen 
Vorschläge dem vorliegenden Entwurf zugrunde 
liegen. Bei den Überlegungen, welche Bestimmun- 
gen des Mühlengesetzes noch ergänzungs- oder 
änderungsbedürftig sind, ergaben sich noch weitere 
Fragen, die durch den vorliegenden Gesetzentwurf 
auch geklärt werden konnten. 

Im Nachfolgenden werden die einzelnen Bestim- 
mungen des Artikels 1 begründet; 

Zu Nr. 1 Buchstabe a 

Da ein — wenn auch geringer — Teil der Ge- 
treideverarbeitung dazu dient, Mehl aus Brot- 
getreide für technische Zwecke herzustellen, ist es 
im Interesse einer einheitlichen Behandlung not- 
wendig, bei der Begriffsbestimmung „Getreide- 
mühlen" eine entsprechende Ergänzung für Mühlen 
vorzunehmen, die Mehl zu technischen Zwecken 
herstellen. 

Zu Nr. 1 Buchstabe b 

Die Ergänzung der Begriffsbestimmung „Tages- 
leistung" (= Tagesleistungsfähigkeit) soll ausschlie- 
ßen, daß Leistungen, die nur unter besonders gün- 
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stigen Umständen als Spitzenleistung erreichbar 
sind, den Maßstab für die Kapazität der Mühle 
bilden. 

Zu Nr. 2 

Zu § 7 Abs. 1 Satz 1 

Die bisher schon vorliegenden Meldungen für die 
freiwillige Stillegung von Mühlen haben die 
10 000 t-Grenze überschritten. Ein ganz erheblicher 
Teil dieser Meldungen (ca. 2000 t) ist abgegeben 
von Mühlen, die lediglich als Lohn- und Umtausch- 
mühlen unmittelbar dem Erzeuger von Getreide 
dienen. Diese Mühlen üben keinen Einfluß auf das 
Marktgeschehen aus. Um die Wirkung der frei- 
willigen Förderung der Stillegung von Mühlen auf 
die Struktur des Mühlengewerbes nicht zu beein- 
trächtigen, ist es zweckmäßig, die 10 000 t-Grenze 
nur für solche Mühlen gelten zu lassen, die über- 
wiegend in der Handelsmüllerei tätig sind. 

Zu § 7 Abs. 1 Nr. 3 

Durch die Bestimmung soll klargestellt werden, 
daß es grundsätzlich bei den bisherigen Vorschrif- 
ten des § 7 Abs. 1 Nr. 3 verbleibt; insbesondere 
für die Berechnung der Fristen ist das Inkrafttreten 
des Mühlengesetzes vom 27. Juni 1957 und nicht 
das Inkrafttreten des Änderungsgesetzes maßge- 
bend. 

Zu § 7 Abs. 1 Nr. 4 

Die Notwendigkeit der Fristverlängerung ergibt 
sich aus dem eingangs Gesagten. Die Meldefrist 
bis zum 31. Mai 1959 und die Stillegungsfrist bis 
zum 30. November 1959 festzusetzen, ist ausrei- 
chend. 

Zu § 7 Abs. 1 Nr. 6 

Diese Vorschrift dient der Klarstellung, daß bei 
dem Pauschalbetrag zur Stillegung von Backschrot- 
mühlen nicht von einem Betrage ausgegangen wird, 
der anhand der Kapazität errechnet wird, denn die 
Kapazität für die Backschrotherstellung ist prak- 
tisch unbegrenzt. Ein besonderer wirtschaftlicher 
Erfolg wird nur dann erzielt, wenn die Pauschal- 
beträge den Betrieben nur in dem Umfang zukom- 
men, an dem diese sich an dem Markt für Back- 
schrot tatsächlich beteiligt haben. 

Zu §7 Abs. 1 Nr. 7 

Die bisherige Vorschrift hinsichtlich der Ver- 
gütung von Arbeitnehmerabfindungen ist unbefrie- 
digend, da kein Rechtsgrund besteht, aus dem die 
Arbeitnehmer Ansprüche gegen ihren Arbeitgeber, 
der seine Mühle unter Inanspruchnahme der in 
dem Mühlengesetz vorgesehenen Mittel stillegt, 
geltend machen können. Um die materielle Existenz 
der Arbeitnehmer, die durch die Stillegung von 
Mühlen arbeitslos werden und nicht wieder eine 
andere gleichwertige Stellung erhalten können, zu 
sichern, wird bestimmt, daß bei der freiwilligen 
Stillegung von Mühlen der Betriebsinhaber ver- 
pflichtet ist, seinen betroffenen Arbeitnehmern Ab- 


findungen zu zahlen, sofern dieses zur Milderung 
besonderer Härten erforderlich erscheint. Der Aus- 
schuß hat diese Regelung der Versorgung etwa 
in Not geratener Arbeitnehmer für unerläßlich er- 
achtet, da er es als ungerecht empfindet, wenn 
lediglich die Betriebsinhaber entschädigt werden, 
während die in dem stillgelegten Betrieb bisher 
ihre Existenz findenden Arbeitnehmer aber unver- 
sorgt bleiben. 

Zu § 7 Abs. 2 

Zusätzlich zu der bisherigen Vorschrift war Vor- 
sorge zu treffen, daß die Mittel, die der Arbeit- 
geber seinen Arbeitnehmern aus dem besonderen 
Rechtsgrund, weil er selber für die Stillegung des 
Betriebes öffentliche Mittel in Anspruch nimmt, zu 
zahlen verpflichtet ist, aus dem Stillegungsfonds 
wieder vergütet werden. Der zweite Satz enthält 
nur eine redaktionelle Änderung. 

Zu § 7 Abs. 3 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung, 
die sich aus der in Absatz 1 Nr. 6 enthaltenen 
Änderung ergibt. 

Zu §7 Abs. 4 

Bei gemischten Betrieben, die sowohl Feinmehl 
wie Backschrot hergestellt haben, sollen die Ein- 
richtungen zur Backschrotherstellung nicht zur Be- 
rechnung des Grundbetrages herangezogen werden, 
damit diese Betriebe gegenüber den reinen Back- 
schrotmühlen nicht bessergestellt sind. 

Zu § 7 Abs. 5 

Da das Mühlengesetz vorsieht, daß die Mühlen- 
abgabe nicht vor dem 1. Januar 1960 erhoben wird, 
die freiwillige Stillegung der Mühlen aber durch 
baldmögliche Zahlung der Pauschalbeträge geför- 
dert werden soll, ist es notwendig, daß vor Beginn 
der Abgabezahlungen der Mühlen bereits die ge- 
samten für die freiwillige Stillegung erforderlichen 
Beträge zur Verfügung stehen. Während bei den 
Beratungen zum Mühlengesetz davon ausgegangen 
war, das der Vorfinanzierung dienende Kapital aus 
Haushaltsmitteln zur Verfügung zu stellen, läßt die 
gegenwärtige Kassenlage des Bundes eine solche 
Finanzierung möglicherweise nicht mehr zu. In- 
folgedessen ist Vorsorge zu treffen, daß die Finan- 
zierung über den Kapitalmarkt durch eine Bundes- 
bürgschaft gesichert wird. Hierdurch ist der Gesetz- 
entwurf zu einer Finanzvorlage geworden, zu der 
der Haushaltsausschuß Stellung genommen hat. 

Zu § 7 Abs. 6 

Die Belastung der Mühlenwirtschaft mit der 
Mühlenabgabe auf einen längeren Zeitraum als 
15 Jahre erscheint wirtschaftlich nicht tragbar, zu- 
mal ein großer Teil der Belastung dadurch ent- 
steht, daß nunmehr die Beträge über den Kapital- 
markt beschafft werden müssen und hierdurch er- 
heblich höhere Kosten entstehen als bei der Be- 
ratung des Mühlengesetzes angenommen worden 
war. Um einen Teil dieser zusätzlichen Kosten der 
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Mühlenwirtschaft abzunehmen, ist die Begrenzung 
der Abgabe auf 15 Jahre für notwendig erachtet. 
Der Abgabesatz ist mit Rücksicht auf die Kassen- 
lage des Bundes von 2 DM auf 2,20 DM je t Brot- 
getreide erhöht worden. 

Zu § 7 Abs. 7 

Hier handelt es sich nur um eine redaktionelle 
Änderung. 

Zu § 7 Abs. 8 

Es soll sichergestellt werden, daß die von der 
Mühlenwirtschaft aufzubringenden Mittel, wenn sie 
Überschüsse ergeben, nur für Zwecke der Mühlen- 
wirtschaft Verwendung finden. 

Zu § 7 Abs. 9 bis 12 

Wenn auf der einen Seite öffentliche Mittel für 
die Förderung der Stillegung eingesetzt werden, 
so sollte man auf der anderen Seite diese öffent- 
lichen Mittel nicht einer schwer tragbaren steuer- 
lichen Belastung unterwerfen. Die hier vorgesehene 
Form der Einkommensbesteuerung stellt wieder- 
holt fest, was im Verwaltungswege (vgl. Einkom- 
mensteuerrichtlinien 199) dem Grunde nach schon 
vorgesehen ist. 

Hinsichtlich der Körperschaftsteuer soll durch die 
vorgesehene Vorschrift sichergestellt werden, daß 
die körperschaftsteuerpflichtigen Betriebe mit kei- 


ner höheren steuerlichen Belastung zu rechnen 
haben — soweit es sich um die zu empfangenden 
Pauschalbeträge handelt — als diejenigen einkom- 
mensteuerpflichtigen Betriebe, die die höchste Ein- 
kommensteuer zu zahlen haben würden. 

Da außer der Körperschaftsteuer solche körper- 
schaftsteuerpflichtigen Betriebe auch noch die Ge- 
werbesteuer und das „Notopfer Berlin" zu entrichten 
haben, ergibt sich, daß der vorgesehene Körper- 
schaftsteuersatz die Gleichstellung der steuerlichen 
Belastung in Höhe von rund 30 v. H. herbeiführt. 

Hinsichtlich der Umsatzsteuer entspricht die Fas- 
sung der umsatzsteuerlichen Behandlung von Er- 
lösen, die aus der Veräußerung eines Betriebes als 
ganzem herrühren, also einem wirtschaftlich ähn- 
lichen Rechtsvorgang. 

Zu Nr. 3 

Die Geltungsdauer der Vorschriften nach § 1 
Abs. 1 des Mühlengesetzes muß verlängert werden, 
da mit der Stillegungsaktion noch nicht begonnen 
werden konnte, die Wirkung dieser aber wesent- 
lich von der Begrenzung bzw. Verhinderung der 
Errichtung neuer Mühlen, der Aufnahme, Wieder- 
aufnahme und Verlegung von Mühlenbetrieben so- 
wie einer Erweiterung ihrer Tagesleistung abhängig 
ist. 

Zu Artikel 2 bis 3 sind Begründungen nicht 
erforderlich. 


Bonn, den 19. Februar 1959 


Bading 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 70 — in der aus 
der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 19. Februar 1959 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

Bauknecht Bading 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Abgeordneten Lücker (München), Kriedemann, 
Mauk, Dr. Elbrächter und Genossen eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Mühlengesetzes 

— Drucksache 70 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(19. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Mühlengesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

§ 7 des Gesetzes über die Errichtung, Inbetrieb- 
nahme, Verlegung, Erweiterung und Finanzierung 
der Stillegung von Mühlen (Mühlengesetz) vom 
27. Juni 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 664) wird wie 
folgt geändert und ergänzt; 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Mühlengesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Errichtung, Inbetriebnahme, 
Verlegung, Erweiterung und Finanzierung der Still- 
legung von Mühlen (Mühlengesetz) vom 27. Juni 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 664) wird wie folgt ge- 
ändert und ergänzt: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 werden hinter dem Wort „Er- 
nährung" die Worte „oder für tedmisdie 
Zwecke" eingefügt, 

b) in Absatz 2 Satz 2 wird hinter dem Wort 
„Stunden" das Wort „ständig" eingefügt. 

2. § 7 erhält folgende neue Fassung: 

♦ 

.§ 7 

Stillegung und Abgabe 

(1) Die freiwillige Stillegung von Mühlen kann 
durch öffentliche Mittel mit der Maßgabe ge- 
fördert werden, daß bei Mühlen, die die 
in § 2 Abs. 1 genannten Erzeugnisse mit Aus- 
nahme von Backschrot überwiegend in der 
Handelsmüllerei hergestellt haben, nidit mehr 
als zehntausend Tonnen Tagesleistung still- 
gelegt werden. Voraussetzung für die Verwen- 
dung öffentlicher Mittel ist, daß im Einzelfall 

1. die Stillegung die Versorgung der Be- 
völkerung mit den in § 2 Abs. 1 ge- 
nannten Erzeugnissen im bisherigen 
Absatzgebiet der Mühle nicht gefährdet, 

2. die Tagesleistung der Mühle eine 
Tonne übersteigt. 
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Entwurf 


1. In Absatz 1 Satz 2 Nr. 4 wird die Zeitbestim- 
mung „31. Dezember 1957" durch die Zeitbestim- 
mung „30. Juni 1958" und die Zeitbestimmung 
„30. Juni 1958" durch die Zeitbestimmung „31. De- 
zember 1958" ersetzt. 

2. In Absatz 1 Satz 2 Nr. 5 werden nach dem Wort 
„Grundbucheintragung" die Worte „einer be- 
schränkten persönlichen Dienstbarkeit, die auch 
aus anderen als den in § 1092 Abs. 2 in Verbin- 
dung mit § 1059a des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
genannten Gründen von einer juristischen Person 
auf einen anderen übertragen werden kann," 
eingefügt. 


3. In Absatz 1 Satz 3 werden nach dem Wort „Be- 
stimmungen" die Worte „oder auf Grund ent- 
sprechender Anwendung solcher Bestimmungen 
oder auf Grund" eingefügt. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

3. am 5. Juli 1957 die Mühle in Betrieb 
war oder die Bedingungen des § 1 
Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a oder b oder 
des § 3 Abs. 2 Nr. 1, 2 oder 3 erfüllt 
waren, 

4. die Absicht der Stillegung bis zum 
31. Mai 1959 der vom Bundesmini- 
ster bestimmten Stelle gemeldet wird 
und die Herstellung der in § 2 Abs. 1 
genannten Erzeugnisse bis zum 30. No- 
vember 1959 eingestellt ist, 

5. die in § 2 Abs. 1 genannten Erzeugnisse 
in der Mühle nicht mehr hergestellt 
werden können und die Stillegung für 
30 Jahre durch Grundbucheintragung 
sichergestellt ist. 


6. für die Stillegung die Zahlung eines 
Pauschalbetrages vereinbart ist, der bei 
Mühlen, die ausschließlich Backschrot 
hergestellt haben (Backschrotmühlen), 
auf Grund der in einem bestimmten 
Zeitraum verarbeiteten Getreidemen- 
gen, bei den übrigen Mühlen auf Grund 
der Tagesleistung und des in einem 
bestimmten Zeitraum erreichten Aus- 
nutzungsgrades errechnet ist, 

7. der Inhaber der Mühle sich seinen von 
der Stillegung betroffenen Arbeitneh- 
mern gegenüber für den Fall des Ab- 
schlusses einer Vereinbarung nach 
Nummer 6 verpflichtet hat, Abfindun- 
gen insoweit zu zahlen, wie dies zur 
Milderung besonderer Härten erforder- 
lich erscheint; dabei sind insbesondere 
die Dauer der Betriebszugehörigkeit 
der Arbeitnehmer, ihr Alter, die Ar- 
beitsmarktlage und die Gefährdung 
oder Schmälerung einer zu erwartenden 
Sicherung für die Fälle der vorzeitigen 
Minderung der Erwerbsfähigkeit, des 
Alters und des Todes zu berücksich- 
tigen. 

(2) Neben dem vereinbarten Pauschalbetrag 
sind die Beträge zu vergüten, die der Inhaber 
einer Mühle auf Grund einer Vereinbarung 
nach Absatz 1 Nr. 7 zu zahlen verpflichtet ist. 
Ferner können neben dem vereinbarten Pau- 
schalbetrag ganz oder teilweise die Beträge ver- 
gütet werden, die der Inhaber der Mühle aufzu- 
wenden oder zurückzustellen hat, um Abfindun- 
gen an Arbeitnehmer zu zahlen oder Versor- 
gungsansprüche zu erfüllen, soweit er hierzu auf 
Grund gesetzlicher Bestimmungen, eines Tarif- 
vertrages, einer vor dem 1. Januar 1957 abge- 
schlossenen Betriebsvereinbarung, einer vor die- 
sem Zeitpunkt gegebenen arbeitsvertraglichen 
Zusage oder kraft betrieblicher Übung verpflich- 
tet ist. 
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Entwurf 


4. Dem Absatz 2 werden folgende Sätze angefügt: 

„In der Rechtsverordnung kann bestimmt werden, 
daß für vom Bundesminister zu benennende 
Arten von Mühlen der Pauschalbetrag nach dem 
Ausmaß der Ausnutzung einer Mühle zur Her- 
stellung von in § 2 Abs. 1 genannten Erzeug- 
nissen und ohne Ermittlung der Tagesleistung 
errechnet wird. Bei der Prüfung, inwieweit die in 
Absatz 1 Satz 1 genannte Grenze erreicht ist, sind 
solche Mühlen nur mit dem für die Herstellung 
dieser Erzeugnisse ausgenutzten Teil ihrer Tages- 
leistung anzusetzen." 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

(3) Der Bundesminister wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit den Bundesministern der 
Finanzen und für Wirtschaft mit Zustimmung 
des Bundesrates durch Rechtsverordnung zu be- 
stimmen, 

1. wie die Tagesleistung von Mühlen fest- 
zustellen ist, 

2. von welchem Grundbetrag je Tonne 
Tagesleistung bei anderen Mühlen als 
Backschrotmühlen und von welchem 
Betrag je Tonne des in einem zu be- 
stimmenden Zeitraum verarbeiteten Ge- 
treides für Backschrotmühlen bei der 
Errechnung des Pauschalbetrages (Ab- 
satz 1 Nr. 6) auszugehen ist und 

3. inwieweit außer der Tagesleistung der 
in einem zu bestimmenden Zeitraum 
erreichte Ausnutzungsgrad zu berück- 
sichtigen ist. Der Grundbetrag ist dem 
durchschnittlichen betriebswirtschaftli- 
chen Wert von Vorrichtungen, die un- 
mittelbar für die Herstellung der in § 2 
Abs. 1 genannten Erzeugnisse bestimmt 
sind, im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
der Verordnung anzupassen. 


(4) Die Bestimmungen für Backschrotmühlen 
(Absatz 1 Nr. 6 und Absatz 3) gelten auch für 
diejenigen Vorrichtungen anderer Mühlen, mit 
denen nur Backschrot hergestellt worden ist. 

(5) Der Bundesminister wird ermächtigt, im Ein- 
vernehmen mit den Bundesministern der Finan- 
zen und für Wirtschaft mit Zustimmung des 
Bundesrates durch Rechtsverordnung anzuord- 
nen, daß zum Zwecke der Rückzahlung und Ver- 
zinsung der für die Stillegung aufgewendeten 
Mittel einschließlich der Verwaltungskosten eine 
Abgabe von den Mühlen mit Ausnahme der 
Mühlen mit einer Tagesleistung bis zu einer 
Tonne erhoben wird. Der Bundesminister der 
Finanzen übernimmt im Namen des Bundes für 
die Finanzierung der Förderung der Still- 
legung aus vorhandenen Bürgschaftsermächti- 
gungen eine selbstschuldnerische Bürgschaft bis 
zum Betrage von 140 Millionen Deutsche Mark. 

(6) Die Abgabe darf auf höchstens 2,20 Deut- 
sche Mark je Tonne Getreide, das für die Her- 
stellung der in § 2 Abs. 1 genannten Erzeugnisse 
verwendet worden ist, festgesetzt werden; sie 
darf frühestens ab 1. Januar 1960 und längstens 
bis zum 31. Dezember 1974 erhoben werden. 

(7) Wird die Abgabe nicht rechtzeitig gezahlt, 
so sind vom Fälligkeitstage ab Säumniszuschläge 
nach Maßgabe der Vorschriften des Steuer- 
säumnisgesetzes vom 24, Dezember 1934 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1271) in der jeweils gültigen Fas- 
sung zu zahlen. 
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Entwurf 

5. ln Absatz 6 werden die Worte „über die Ver- 
wendung von Überschüssen aus der Abgabe“ 
durch die Worte „Überschüsse aus der Abgabe 
sind für Zwecke der Förderung der Mühlenwirt- 
schaft zu verwenden. Uber die Art und Weise 
ihrer Verwendung"' ersetzt. 

6. Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 1 angefügt: 

„(7) Leistungen auf Grund von Vereinbarungen 
gemäß Absatz 1 Satz 2 Nr. 6 sind umsatzsteuer- 
frei. Die vereinbarten Pauschalbeträge sind beim 
Empfänger einkommensteuer- , körperschaftsteuer- 
und gewerbesteuerfrei.“ 


Artikel II 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Beschlüsse des 19, Ausschusses 

(8) Überschüsse aus der Abgabe sind für 
Zwecke der Förderung der Mühlenwirtschaft zu 
verwenden, über die Art und Weise ihrer Ver- 
wendung entscheidet der Bundesminister im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen. 

(9) Die Einkommensteuer für den Gewinn aus 
der Zahlung des Pauschalbetrages im Sinne des 
Absatzes 1 Nr. 6 soll auf Antrag im Rahmen des 
§ 34 des Einkommensteuergesetzes auf höch- 
stens die Hälfte des durchschnittlichen Steuer- 
satzes bemessen werden, der sich ohne Inan- 
spruchnahme der Vergünstigungen des § 34 
Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes bei der 
Veranlagung des Einkommens ergeben würde. 

(10) Die Körperschaftsteuer für den Gewinn 
aus der Zahlung des Pauschalbetrages beträgt 
15 vom Hundert des Einkommens. 

(11) Bei der Ermittlung der Gewinne im Sinne 
der vorstehenden Absätze 9 und 10 sind Ver- 
mögensminderungen abzuziehen, die in unmit- 
telbarem wirtschaftlichem Zusammenhang mit der 
Stillegung stehen. Solche Vermögensminderun- 
gen können, soweit die Vergünstigungen der 
Absätze 9 und 10 in Anspruch genommen wor- 
den sind, in späteren Wirtschaftsjahren nicht 
abgezogen werden. Berücksichtigungsfähige Aus- 
schüttungen (§ 19 Abs. 3 des Körperschaft- 
steuergesetzes) sind im Verhältnis des mit 15 
vom Hundert zu versteuernden Teiles des Ein- 
kommens zu dem Teil des Einkommens, der 
nach § 19 Abs. 1 des Körperschaftsteuergesetzes 
zu versteuern ist, aufzuteilen und bei den ent- 
sprechenden Teilen des Einkommens zu berück- 
sichtigen. 

(2) Von den nach Absatz 1 Nr. 6 und Absatz 2 
für die Stillegung gezahlten Beträgen ist die 
Umsatzsteuer in Höhe von 1 vom Hundert zu 
entrichten." 

3. In § 14 wird die Jahreszahl „1960" durch die 
Jahreszahl „1963" ersetzt. 


Artikel la 

Der Bundesminister wird ermächtigt, das Mühlen- 
gesetz in der durch dieses Gesetz bestimmten Fas- 
sung neu bekanntzumachen; er kann dabei Unstim- 
migkeiten der Paragraphenfolge und des Wort- 
lautes beseitigen. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 

Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 
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Drucksache 476 (neu) 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Entwurf 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


(2) Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 


Artikel 2a 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 


Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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